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Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe 

Empfehlung 

(Drucksache Nr.: 10897-18) 
 
 
Dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit liegt folgender Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen vom 15.05.2018 vor:  

 
 
die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags: 
 
1. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt �Nothilfeprogramm 

für EU-Zuwander*innen�  ergänzt. Die Verwaltung erarbeitet dafür Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, die sich weniger an den 
Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen orientieren. 
 

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt �Nothilfeprogramm 
Winter� ergänzt. Das beinhaltet auch die Erarbeitung eines Konzeptes für den Betrieb 
eines Mitternachtsbusses, der jahreszeitenunabhängig wohnungslose Menschen ohne 
Übernachtungsplatz versorgt und ihnen unbürokratische Überlebenshilfen anbietet. 
 

3. Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten 
Ausführungen hinaus erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache 
Aufenthaltsmöglichkeiten geschaffen werden, insbesondere auch für die zunehmende 
Zahl jugendlicher Obdachloser. 

 
Begründung: 
Das vorliegende Konzept zur Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe beinhaltet vor allem 
bereits bestehende  Maßnahmen und entwickelt sie quantitativ weiter.  
 
Ergänzend und weitgehend muss auf die Situation von Zuwander*innen aus der EU 
eingegangen werden, die obdachlos sind oder in prekären Wohnverhältnissen leben. Sie 
besitzen weder einen Anspruch auf Sozialleistungen, noch einen Krankenversicherungsschutz 
und sind größtenteils von integrierenden Hilfeleistungen ausgeschlossen. Für sie bleiben im Fall 
der Bedürftigkeit meist nur die offenen Tagestreffs, Suppenküchen oder Notfallambulanzen, wo 
ihnen unabhängig von ihren rechtlichen Ansprüchen geholfen wird. Die Verwaltung spricht in 
ihrem Konzept davon, dass es für einige der Zuwander*innen insbesondere im vergangenen 
Winter teilweise zu lebensbedrohlichen Situationen kam. Demnach ist es wahrscheinlich nur 
Glück gewesen, dass dabei niemand zu Tode kam. Trotz dieser Feststellung fehlt im Papier der 
Verwaltung ein eigenständiges niedrigschwelliges Konzept bzw. Nothilfeprogramm zur 
Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, das sich weniger an den 
Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen orientiert. Bestandteil eines 
solchen Programms muss insbesondere die medizinische Versorgung sein. Hier stoßen die 
vorhandenen Angebote an ihre Grenzen. Zudem sollten laufende Projekte im Rahmen des 
Wohnungsnotfallprogramms des Landes konzeptionell verknüpft werden. 
 
In der Presseinformation zum Konzept spricht die Verwaltung davon, dass das Thema 
Wohnungslosigkeit insbesondere in den Wintermonaten in das öffentliche Bewusstsein rückt. 
Gleichzeitig wird aber ein Angebot der Notfallhilfe wie ein Kältebus abgelehnt, da solche 
Angebote �die Obdachlosigkeit lediglich erleichtern und faktisch als eine reguläre 
gesellschaftliche Lebensform anerkennen und zur Problemlösung nicht geeignet sind.� Mit 
dieser Begründung werden Notfallhilfen gegen die Zielvorstellung ausgespielt, dass Menschen 
grundsätzlich in einer Wohnung leben sollten. Richtig ist aber, dass Notfallhilfen in manchen 



  

Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift 

Situationen (über-) lebenswichtig sind. Ein Bus zur Versorgung wohnungsloser Menschen ohne 
Übernachtungsplatz sollte deshalb als Mitternachtsbus jahreszeitenunabhängig betrieben, ein 
entsprechendes Konzept dafür von der Verwaltung erarbeitet werden. 
 
Laut Konzept sollen zwar die Öffnungszeiten der bestehenden Tagesaufenthalte erweitert 
werden. Notwendig sind aber aufgrund der gestiegenen und weiter steigenden Zahlen 
wohnungsloser Menschen weitere kleine dezentrale Möglichkeiten des Tagesaufenthalts. Hier 
sind insbesondere Möglichkeiten des Waschens und der Körperhygiene vorzuhalten. Das 
haben auch die Teilnehmer*innen der entsprechenden Arbeitsgruppe im Austausch der 
Verwaltung mit den Partner*innen der Wohnungslosenhilfe festgestellt. 
 

 
Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit schiebt die weitere Beratung der 
Verwaltungsvorlage und des Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in seine Sondersitzung 
am 07. Juni 2018. 
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1. UNGÜLTIG – neue 
Niederschrift vom 

19.06.2018 
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zu TOP 2.1 

Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe 

Empfehlung 

(Drucksache Nr.: 10897-18) 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit hat die Beratung der Verwaltungsvorlage und des 

Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in seine heutige Sondersitzung verschoben. Es liegt 

folgender Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 15.05.2018 vor:  

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags: 

1. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Nothilfeprogramm 
für EU-Zuwander*innen“  ergänzt. Die Verwaltung erarbeitet dafür Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, die sich weniger an den 
Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen orientieren. 

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Nothilfeprogramm 
Winter“ ergänzt. Das beinhaltet auch die Erarbeitung eines Konzeptes für den Betrieb 
eines Mitternachtsbusses, der jahreszeitenunabhängig wohnungslose Menschen ohne 
Übernachtungsplatz versorgt und ihnen unbürokratische Überlebenshilfen anbietet. 

3. Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten 
Ausführungen hinaus erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache 
Aufenthaltsmöglichkeiten geschaffen werden, insbesondere auch für die zunehmende 
Zahl jugendlicher Obdachloser. 

Begründung: 
Das vorliegende Konzept zur Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe beinhaltet vor allem 
bereits bestehende  Maßnahmen und entwickelt sie quantitativ weiter.  

Ergänzend und weitgehend muss auf die Situation von Zuwander*innen aus der EU 
eingegangen werden, die obdachlos sind oder in prekären Wohnverhältnissen leben. Sie 
besitzen weder einen Anspruch auf Sozialleistungen, noch einen Krankenversicherungsschutz 
und sind größtenteils von integrierenden Hilfeleistungen ausgeschlossen. Für sie bleiben im Fall 
der Bedürftigkeit meist nur die offenen Tagestreffs, Suppenküchen oder Notfallambulanzen, wo 
ihnen unabhängig von ihren rechtlichen Ansprüchen geholfen wird. Die Verwaltung spricht in 
ihrem Konzept davon, dass es für einige der Zuwander*innen insbesondere im vergangenen 
Winter teilweise zu lebensbedrohlichen Situationen kam. Demnach ist es wahrscheinlich nur  
Glück gewesen, dass dabei niemand zu Tode kam. Trotz dieser Feststellung fehlt im Papier der 
Verwaltung ein eigenständiges niedrigschwelliges Konzept bzw. Nothilfeprogramm zur  
Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, das sich weniger an den  
Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen orientiert. Bestandteil eines solchen 
Programms muss insbesondere die medizinische Versorgung sein. Hier stoßen die 
vorhandenen Angebote an ihre Grenzen. Zudem sollten laufende Projekte im Rahmen des 
Wohnungsnotfallprogramms des Landes konzeptionell verknüpft werden. 
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In der Presseinformation zum Konzept spricht die Verwaltung davon, dass das Thema 
Wohnungslosigkeit insbesondere in den Wintermonaten in das öffentliche Bewusstsein rückt. 
Gleichzeitig wird aber ein Angebot der Notfallhilfe wie ein Kältebus abgelehnt, da solche  
Angebote „die Obdachlosigkeit lediglich erleichtern und faktisch als eine reguläre  
gesellschaftliche Lebensform anerkennen und zur Problemlösung nicht geeignet sind.“ Mit 
dieser Begründung werden Notfallhilfen gegen die Zielvorstellung ausgespielt, dass Menschen 
grundsätzlich in einer Wohnung leben sollten. Richtig ist aber, dass Notfallhilfen in manchen 
Situationen (über-) lebenswichtig sind. Ein Bus zur Versorgung wohnungsloser Menschen ohne 
Übernachtungsplatz sollte deshalb als Mitternachtsbus jahreszeitenunabhängig betrieben, ein 
entsprechendes Konzept dafür von der Verwaltung erarbeitet werden. 

Laut Konzept sollen zwar die Öffnungszeiten der bestehenden Tagesaufenthalte erweitert 
werden. Notwendig sind aber aufgrund der gestiegenen und weiter steigenden Zahlen 
wohnungsloser Menschen weitere kleine dezentrale Möglichkeiten des Tagesaufenthalts. Hier 
sind insbesondere Möglichkeiten des Waschens und der Körperhygiene vorzuhalten. Das 
haben auch die Teilnehmer*innen der entsprechenden Arbeitsgruppe im Austausch der 
Verwaltung mit den Partner*innen der Wohnungslosenhilfe festgestellt. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der CDUFraktion 
vom 04.06.2018 vor:  

die CDU-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit stellt folgenden Antrag und 
bittet um Beratung und Beschlussfassung: 

1. Die Tagesangebote werden dahingehend erweitert, dass eine zusätzliche Einrichtung nur 
für obdachlose Jugendliche in zentraler Lage geschaffen wird. Nach einem Jahr soll eine 
Evaluierung erfolgen und dem Ausschuss vorgelegt werden. 

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Wohnen im Alter 60 
plus“ ergänzt. Dieses Wohnprojekt richtet sich an (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose 
und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 Jahren.  

3. Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah über die Ergebnisse der LWL-Prüfung bezüglich 
des Projekts „Pension Plus“ im Ausschuss zu berichten.  

Begründung 

Aus der Vorlage geht deutlich hervor, dass es für obdachlose Jugendliche so gut wie keine 
speziell für diese Gruppe geschaffenen - Tagesaufenthalte gibt. Daher ist dies vorrangig 
anzustreben und umzusetzen. 

Für (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 
Jahren gibt es in der Dortmunder Trägerlandschaft keine Einrichtung, in die diese Klientel sich 
im Alter zurückziehen kann. Personen dieser Zielgruppe sind am Wohnungsmarkt besonders 
benachteiligt und finden nur sehr schwer oder gar keinen Zugang zu entsprechenden 
Hilfeeinrichtungen. Der Wunsch nach Individualität, Privatsphäre und Selbstentfaltung, aber 
auch das Bedürfnis nach Zugehörigkeit und Geselligkeit im Alter ist bei diesem Personenkreis 
ebenfalls ein großes Begehren. 

Diese Menschen bringen aufgrund ihrer Vorgeschichte eine Problemlage mit, die mit denen in 
vorhandenen Einrichtungen für ältere Menschen, nicht konform gehen. 
Orientieren kann man sich hier an dem Projekt der Stadt Münster, die eine „60 plus“-Einrichtung 
für das oben genannte Klientel bereits 2013 geschaffen hat. 

Da der LWL dem Standort Dortmund für eine „Pension Plus“ positiv gegenüber steht, wird es 
sich sicherlich in Kürze entscheiden, ob Dortmund eine solche Einrichtung, die immens wichtig 
wäre, erhält. Eine zeitnahe Berichterstattung im Ausschuss würde die Möglichkeit bieten,  
entsprechende Planungen für eine solche Einrichtung schnell auf den Weg zu bringen. 
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Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der SPD-Fraktion 

vor:  

Die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bittet um Beratung und 
Beschlussfassung der Ergänzungsanträge zu folgenden Unterpunkten der Verwaltungsvorlage:  
Zu Punkt 5.4.2  Brückentreff 
Beschluss:  
Die Verwaltung wird gebeten, die Ausweitung der Öffnungszeiten des „Brückentreff“ beim 
Betreiber Diakonisches Werk rechtzeitig vor Beginn der kalten Jahreszeit zu erwirken. Hierfür 
kommen insbesondere die Zeiten Freitag bis Sonntag von 19:00 Uhr bis jeweils 22:00 Uhr 
infrage, in denen es keine anderen Aufenthaltsmöglichkeiten für wohnungslose Menschen gibt.  
Begründung:  
Durch die Erweiterung der Öffnungszeiten verbessert sich die Möglichkeit zum geschützten  
Aufenthalt für wohnungslose Menschen. Die von der Verwaltung bereits berechneten Kosten in 
Höhe von bis zu 35.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des Sozialamtes 
abgedeckt und die Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen werden. Die 
genauen Modalitäten der Förderung soll die Verwaltung analog des „Rahmenvertrages über die 
Förderung der von freien Verbänden und deren Einrichtungen erbrachten sozialen Dienste“ 
ausarbeiten. 

Zu Punkt 5.7 Zuverdienst MÜS/FÜS 
Beschluss:  
Die Verwaltung wird beauftragt ein freiwilliges Angebot der Zuverdienstmöglichkeit für 
Menschen zu schaffen, die sich in den Notschlafstellen aufhalten. Für die Testphase sollen 
zunächst 10 Plätze eingerichtet werden. Die von der Verwaltung für die Testphase kalkulierten 
Kosten in Höhe von bis zu 25.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des 
Sozialamtes abgedeckt und die Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen 
werden.  

Zu Beginn erläutert Herr Süshardt (Leiter Sozialamt) das Thema Wohnungslose Menschen anhand 
einer Präsentation (Anlage 1) und beantwortet im Anschluss die Nachfragen. 

Frau Grollmann (CDU-Fraktion) bedankt sich für die vorliegende Verwaltungsvorlage, der ihre Fraktion 

zustimmen werde. Sie geht auf den Antrag ihrer Fraktion ein und begründet diesen. Es läge ihr am 
Herzen, dass Punkt 1 des Antrages auch in Verbindung mit dem Ausschuss für Kinder, Jugend und 

Familie trotzdem auch Thema im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bliebe.  

Herr Taranczewski (Vorsitzender, SPD-Fraktion) ergänzt zu Frau Grollmann, dass in dem Antrag von 

obdachlosen Jugendlichen die Rede sei. Für Jugendliche sei nach dem Gesetz das Jugendamt 
zuständig und nicht dieser Ausschuss. Er schlägt vor, dass im Sinne dessen, was in der Vorlage steht, 

das so mit beschlossen werde, aber zu Protokoll geben werde, dass dieser Antrag auch dem 
Kinderund Jugendausschuss zugeleitet werden soll. 

Frau Grollmann ändert den Begriff obdachlose Jugendliche unter Punkt 1 des Antrages in obdachlose 
junge Menschen. 

Frau Weyer begründet das Abstimmungsverhalten ihrer Fraktion und schlägt ebenfalls vor, die Punkte 

auch dem Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zuzusenden.  

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit stimmt über die Punkte des Antrages der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen einzeln ab.  

Der Ausschuss lehnt Punkt 1 des Antrages gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste ab. 

Der Ausschuss beschließt folgenden Punkt 2 des Antrages mehrheitlich gegen die Stimme der 

Fraktion AfD bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste:  
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Beschluss: 
Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Nothilfeprogramm Winter“ 
ergänzt. Das beinhaltet auch die Erarbeitung eines Konzeptes für den Betrieb eines  
Mitternachtsbusses, der jahreszeitenunabhängig wohnungslose Menschen ohne Übernachtungsplatz 
versorgt und ihnen unbürokratische Überlebenshilfen anbietet. 
Der Ausschuss beschließt folgenden Punkt 3 des Antrages mehrheitlich gegen die Stimmen der 

CDU-Fraktion und der Fraktion AfD bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste. 

Beschluss: 
Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten Ausführungen hinaus 
erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache Aufenthaltsmöglichkeiten geschaffen werden, 
insbesondere auch für die zunehmende Zahl jugendlicher Obdachloser. 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt einstimmig folgenden geänderten 

(Fett/durchgestrichen) Antrag der CDU-Fraktion: 

Beschluss:  

1. Die Tagesangebote werden dahingehend erweitert, dass eine zusätzliche Einrichtung nur für 
obdachlose Jugendliche junge Menschen in zentraler Lage geschaffen wird. Nach einem Jahr 
soll eine Evaluierung erfolgen und dem Ausschuss vorgelegt werden. 

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Wohnen im Alter 60 plus“ 
ergänzt. Dieses Wohnprojekt richtet sich an (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose und 
Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 Jahren.  

3. Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah über die Ergebnisse der LWL-Prüfung bezüglich des 
Projekts „Pension Plus“ im Ausschuss zu berichten.   

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt einstimmig folgenden Antrag der SPD-

Fraktion: 

Beschluss: 
Zu Punkt 5.4.2  Brückentreff 
Beschluss:  
Die Verwaltung wird gebeten, die Ausweitung der Öffnungszeiten des „Brückentreff“ beim Betreiber 
Diakonisches Werk rechtzeitig vor Beginn der kalten Jahreszeit zu erwirken. Hierfür kommen 
insbesondere die Zeiten Freitag bis Sonntag von 19:00 Uhr bis jeweils 22:00 Uhr infrage, in denen es 
keine anderen Aufenthaltsmöglichkeiten für wohnungslose Menschen gibt.  

Zu Punkt 5.7 Zuverdienst MÜS/FÜS Beschluss:  
Die Verwaltung wird beauftragt ein freiwilliges Angebot der Zuverdienstmöglichkeit für Menschen zu 
schaffen, die sich in den Notschlafstellen aufhalten. Für die Testphase sollen zunächst 10 Plätze 
eingerichtet werden. Die von der Verwaltung für die Testphase kalkulierten Kosten in Höhe von bis zu 
25.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des Sozialamtes abgedeckt und die 
Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen werden.  

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit ist sich einig, diese Anträge auch dem 

Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zur Kenntnis zu geben. 

Unter Berücksichtigung dieser Anträge empfiehlt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
dem Rat der Stadt einstimmig bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen folgenden 

Beschluss zu fassen: 

Beschluss 
Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten Weiterentwicklung der 
Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund und die in der Anlage 
dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren Beschlussfassung vorzulegen. 

4. UNGÜLTIG – neue 
Niederschrift vom 

19.06.2018 
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Empfehlung 

Die Bezirksvertretung Mengede empfahl einstimmig dem Rat der Stadt Dortmund, die 

Vorlage zu einer bedarfsorientierten Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung 

wohnungsloser Menschen in Dortmund und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu 

konkretisieren und zur weiteren Beschlussfassung vorzulegen und zu beschließen. 
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zu TOP 2.1 

Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe 

Empfehlung 

(Drucksache Nr.: 10897-18) 
 
 
Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit hat die Beratung der Verwaltungsvorlage und des 
Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in seine heutige Sondersitzung verschoben. 
 
Es liegt folgender Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 15.05.2018 vor:  

 
die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags: 
 
1. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt �Nothilfeprogramm 

für EU-Zuwander*innen�  ergänzt. Die Verwaltung erarbeitet dafür Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, die sich weniger an den 
Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen orientieren. 
 

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt �Nothilfeprogramm 
Winter� ergänzt. Das beinhaltet auch die Erarbeitung eines Konzeptes für den Betrieb 
eines Mitternachtsbusses, der jahreszeitenunabhängig wohnungslose Menschen ohne 
Übernachtungsplatz versorgt und ihnen unbürokratische Überlebenshilfen anbietet. 
 

3. Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten 
Ausführungen hinaus erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache 
Aufenthaltsmöglichkeiten geschaffen werden, insbesondere auch für die zunehmende 
Zahl jugendlicher Obdachloser. 

 
 
Begründung: 
Das vorliegende Konzept zur Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe beinhaltet vor allem 
bereits bestehende  Maßnahmen und entwickelt sie quantitativ weiter.  
 
Ergänzend und weitgehend muss auf die Situation von Zuwander*innen aus der EU 
eingegangen werden, die obdachlos sind oder in prekären Wohnverhältnissen leben. Sie 
besitzen weder einen Anspruch auf Sozialleistungen, noch einen Krankenversicherungsschutz 
und sind größtenteils von integrierenden Hilfeleistungen ausgeschlossen. Für sie bleiben im Fall 
der Bedürftigkeit meist nur die offenen Tagestreffs, Suppenküchen oder Notfallambulanzen, wo 
ihnen unabhängig von ihren rechtlichen Ansprüchen geholfen wird. Die Verwaltung spricht in 
ihrem Konzept davon, dass es für einige der Zuwander*innen insbesondere im vergangenen 
Winter teilweise zu lebensbedrohlichen Situationen kam. Demnach ist es wahrscheinlich nur 
Glück gewesen, dass dabei niemand zu Tode kam. Trotz dieser Feststellung fehlt im Papier der 
Verwaltung ein eigenständiges niedrigschwelliges Konzept bzw. Nothilfeprogramm zur 
Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, das sich weniger an den 
Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen orientiert. Bestandteil eines 
solchen Programms muss insbesondere die medizinische Versorgung sein. Hier stoßen die 
vorhandenen Angebote an ihre Grenzen. Zudem sollten laufende Projekte im Rahmen des 
Wohnungsnotfallprogramms des Landes konzeptionell verknüpft werden. 
 
In der Presseinformation zum Konzept spricht die Verwaltung davon, dass das Thema 
Wohnungslosigkeit insbesondere in den Wintermonaten in das öffentliche Bewusstsein rückt. 
Gleichzeitig wird aber ein Angebot der Notfallhilfe wie ein Kältebus abgelehnt, da solche 
Angebote �die Obdachlosigkeit lediglich erleichtern und faktisch als eine reguläre 
gesellschaftliche Lebensform anerkennen und zur Problemlösung nicht geeignet sind.� Mit 
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dieser Begründung werden Notfallhilfen gegen die Zielvorstellung ausgespielt, dass Menschen 
grundsätzlich in einer Wohnung leben sollten. Richtig ist aber, dass Notfallhilfen in manchen 
Situationen (über-) lebenswichtig sind. Ein Bus zur Versorgung wohnungsloser Menschen ohne 
Übernachtungsplatz sollte deshalb als Mitternachtsbus jahreszeitenunabhängig betrieben, ein 
entsprechendes Konzept dafür von der Verwaltung erarbeitet werden. 
 
Laut Konzept sollen zwar die Öffnungszeiten der bestehenden Tagesaufenthalte erweitert 
werden. Notwendig sind aber aufgrund der gestiegenen und weiter steigenden Zahlen 
wohnungsloser Menschen weitere kleine dezentrale Möglichkeiten des Tagesaufenthalts. Hier 
sind insbesondere Möglichkeiten des Waschens und der Körperhygiene vorzuhalten. Das 
haben auch die Teilnehmer*innen der entsprechenden Arbeitsgruppe im Austausch der 
Verwaltung mit den Partner*innen der Wohnungslosenhilfe festgestellt. 
 

 
Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der CDU-
Fraktion vom 04.06.2018 vor:  
 

die CDU-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit stellt folgenden Antrag und 
bittet um Beratung und Beschlussfassung: 
 
1. Die Tagesangebote werden dahingehend erweitert, dass eine zusätzliche Einrichtung nur 

für obdachlose Jugendliche in zentraler Lage geschaffen wird. Nach einem Jahr soll eine 
Evaluierung erfolgen und dem Ausschuss vorgelegt werden. 
 

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt �Wohnen im Alter 6 0 
plus� ergänzt. Dieses Wohnprojekt richtet sich an (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose 
und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 Jahren.  

3. Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah über die Ergebnisse der LWL-Prüfung bezüglich 
des Projekts �Pension Plus� im Ausschuss zu berichten.  

 

Begründung 

Aus der Vorlage geht deutlich hervor, dass es für obdachlose Jugendliche so gut wie keine - 
speziell für diese Gruppe geschaffenen - Tagesaufenthalte gibt. Daher ist dies vorrangig 
anzustreben und umzusetzen. 
 
Für (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 
Jahren gibt es in der Dortmunder Trägerlandschaft keine Einrichtung, in die diese Klientel sich 
im Alter zurückziehen kann. Personen dieser Zielgruppe sind am Wohnungsmarkt besonders 
benachteiligt und finden nur sehr schwer oder gar keinen Zugang zu entsprechenden 
Hilfeeinrichtungen. Der Wunsch nach Individualität, Privatsphäre und Selbstentfaltung, aber 
auch das Bedürfnis nach Zugehörigkeit und Geselligkeit im Alter ist bei diesem Personenkreis 
ebenfalls ein großes Begehren. 
 
Diese Menschen bringen aufgrund ihrer Vorgeschichte eine Problemlage mit, die mit denen in 
vorhandenen Einrichtungen für ältere Menschen, nicht konform gehen. 
Orientieren kann man sich hier an dem Projekt der Stadt Münster, die eine �6 0 plus�-Einrichtung 
für das oben genannte Klientel bereits 2013 geschaffen hat. 
 
Da der LWL dem Standort Dortmund für eine �Pension Plus� positiv gegenüber steht, wird es 
sich sicherlich in Kürze entscheiden, ob Dortmund eine solche Einrichtung, die immens wichtig 
wäre, erhält. Eine zeitnahe Berichterstattung im Ausschuss würde die Möglichkeit bieten,  
entsprechende Planungen für eine solche Einrichtung schnell auf den Weg zu bringen. 
 

 
Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der SPD-Fraktion 
vor:  
 

Die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bittet um Beratung und 
Beschlussfassung der Ergänzungsanträge zu folgenden Unterpunkten der Verwaltungsvorlage:  
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Zu Punkt 5.4.2  Brückentreff 
Beschluss:  
Die Verwaltung wird gebeten, die Ausweitung der Öffnungszeiten des �Brückentreff� beim 
Betreiber Diakonisches Werk rechtzeitig vor Beginn der kalten Jahreszeit zu erwirken. Hierfür 
kommen insbesondere die Zeiten Freitag bis Sonntag von 19:00 Uhr bis jeweils 22:00 Uhr 
infrage, in denen es keine anderen Aufenthaltsmöglichkeiten für wohnungslose Menschen gibt.  
Begründung:  
Durch die Erweiterung der Öffnungszeiten verbessert sich die Möglichkeit zum geschützten 
Aufenthalt für wohnungslose Menschen. Die von der Verwaltung bereits berechneten Kosten in 
Höhe von bis zu 35.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des Sozialamtes 
abgedeckt und die Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen werden. Die 
genauen Modalitäten der Förderung soll die Verwaltung analog des �Rahmenvertrages über die 
Förderung der von freien Verbänden und deren Einrichtungen erbrachten sozialen Dienste� 
ausarbeiten. 
 
Zu Punkt 5.7 Zuverdienst MÜS/FÜS  
Beschluss:  
Die Verwaltung wird beauftragt ein freiwilliges Angebot der Zuverdienstmöglichkeit für 
Menschen zu schaffen, die sich in den Notschlafstellen aufhalten. Für die Testphase sollen 
zunächst 10 Plätze eingerichtet werden. Die von der Verwaltung für die Testphase kalkulierten 
Kosten in Höhe von bis zu 25.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des 
Sozialamtes abgedeckt und die Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen 
werden.  
 

 
Zu Beginn erläutert Herr Süshardt (Leiter Sozialamt) das Thema Wohnungslose Menschen anhand 
einer Präsentation (Anlage 1) und beantwortet im Anschluss die Nachfragen. 
 
 
Frau Grollmann (CDU-Fraktion) bedankt sich für die vorliegende Verwaltungsvorlage, der ihre Fraktion 
zustimmen werde. Sie geht auf den Antrag ihrer Fraktion ein und begründet diesen. Es läge ihr am 
Herzen, dass Punkt 1 des Antrages auch in Verbindung mit dem Ausschuss für Kinder, Jugend und 
Familie trotzdem auch Thema im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bliebe.  
 
Herr Taranczewski (Vorsitzender, SPD-Fraktion) ergänzt zu Frau Grollmann, dass in dem Antrag von 
obdachlosen Jugendlichen die Rede sei. Für Jugendliche sei nach dem Gesetz das Jugendamt 
zuständig und nicht dieser Ausschuss. Er schlägt vor, dass im Sinne dessen, was in der Vorlage steht, 
das so mit beschlossen werde, aber zu Protokoll geben werde, dass dieser Antrag auch dem Kinder- 
und Jugendausschuss zugeleitet werden soll. 
 
Frau Grollmann ändert den Begriff obdachlose Jugendliche unter Punkt 1 des Antrages in obdachlose 
junge Menschen. 
 
Frau Weyer begründet das Abstimmungsverhalten ihrer Fraktion und schlägt ebenfalls vor, die Punkte 
auch dem Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zuzusenden.  
 
 
Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit stimmt über die Punkte des Antrages der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen einzeln ab.  
 
Der Ausschuss lehnt Punkt 1 des Antrages gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste ab. 
 
Der Ausschuss lehnt Punkt 2 des Antrages gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste ab. 
 
Der Ausschuss beschließt folgenden Punkt 3 des Antrages mehrheitlich gegen die Stimmen der 
CDU-Fraktion und der Fraktion AfD bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste. 
 
Beschluss: 



  

Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift 

Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten Ausführungen hinaus 
erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache Aufenthaltsmöglichkeiten geschaffen werden, 
insbesondere auch für die zunehmende Zahl jugendlicher Obdachloser. 
 
 
Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt einstimmig folgenden geänderten 
(Fett/durchgestrichen) Antrag der CDU-Fraktion: 
 
Beschluss: 
1. Die Tagesangebote werden dahingehend erweitert, dass eine zusätzliche Einrichtung nur für 

obdachlose Jugendliche junge Menschen in zentraler Lage geschaffen wird. Nach einem Jahr 
soll eine Evaluierung erfolgen und dem Ausschuss vorgelegt werden. 
 

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt �Wohnen im Alter 6 0 plus� 
ergänzt. Dieses Wohnprojekt richtet sich an (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose und Menschen 
mit langer Suchtbiografie ab 60 Jahren.  

3. Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah über die Ergebnisse der LWL-Prüfung bezüglich des 
Projekts �Pension Plus� im Ausschuss zu berichten.   

 
Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt einstimmig folgenden Antrag der 
SPD-Fraktion: 
 
Beschluss: 
 
Zu Punkt 5.4.2  Brückentreff 
Beschluss:  
Die Verwaltung wird gebeten, die Ausweitung der Öffnungszeiten des �Brückentreff� beim Betreiber 
Diakonisches Werk rechtzeitig vor Beginn der kalten Jahreszeit zu erwirken. Hierfür kommen 
insbesondere die Zeiten Freitag bis Sonntag von 19:00 Uhr bis jeweils 22:00 Uhr infrage, in denen es 
keine anderen Aufenthaltsmöglichkeiten für wohnungslose Menschen gibt.  
 
 
Zu Punkt 5.7 Zuverdienst MÜS/FÜS  
Beschluss:  
Die Verwaltung wird beauftragt ein freiwilliges Angebot der Zuverdienstmöglichkeit für Menschen zu 
schaffen, die sich in den Notschlafstellen aufhalten. Für die Testphase sollen zunächst 10 Plätze 
eingerichtet werden. Die von der Verwaltung für die Testphase kalkulierten Kosten in Höhe von bis zu 
25.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des Sozialamtes abgedeckt und die 
Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen werden.  

 
Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit ist sich einig, diese Anträge auch dem 
Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zur Kenntnis zu geben. 
 
Unter Berücksichtigung dieser Anträge empfiehlt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
dem Rat der Stadt einstimmig bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen folgenden 
Beschluss zu fassen: 
 
Beschluss 
Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten Weiterentwicklung 
der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund und die in der Anlage 
dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren Beschlussfassung vorzulegen. 
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 Erstellt am:   20.06.2018 

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart: 

Bezirksvertretung Innenstadt-Ost 19.06.2018 öffentlich 

 

zu TOP 10.1 

Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe 

Empfehlung 
(Drucksache Nr.: 10897-18) 
 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schlägt nachfolgende Ergänzung vor: 
 
�Das Konzept sollte um ein Nothilfeprogramm für die EU-Zuwanderer/innen ergänzt werden, 
die obdachlos sind oder in sehr prekären Wohnverhältnissen leben: dringend nötig erscheint 
auch ein Nothilfeprogramm für den Winter, etwa ein Konzept für den Betrieb eines 
Mitternachtsbusses.�  
 
Die Bezirksvertretung Innenstadt-Ost beschließt mehrheitlich mit den Stimmen der SPD-
Fraktion (4), der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (4), der Fraktion Die Linke & Piraten (2), 
der Fraktion FDP/KE (2), gegen die Stimmen von Herrn Warnstorf/ CDU-Fraktion, Herrn 
Hartleif/ CDU-Fraktion und Herrn Illmer/parteilos), bei Enthaltung von Herrn Ceccarelli/ 
CDU-Fraktion die o. g. Ergänzung. 
 
Die Bezirksvertretung Innenstadt-Ost empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund einstimmig wie 
folgt zu beschließen: 
 

Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten 
Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund 
und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren 
Beschlussfassung vorzulegen. 
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 Erstellt am:   20.06.2018 

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart: 

Integrationsrat 19.06.2018 öffentlich 

 

zu TOP 5.1 

Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe 

Empfehlung 
(Drucksache Nr.: 10897-18) 
 
Herr Wiedemann und Frau Kirsten (beide FB 50) führen kurz mündlich in die Vorlage ein. 
 
Herr Schäfer (Int. SPD) merkt an, dass Menschen aus Südosteuropa nicht in der Vorlage 
berücksichtigt wurden. 
Frau Kirsten teilt mit, dass sich dieser Personenkreis nicht in dem System der Männer- und 
Frauenübernachtungsstellen befinden. Hierzu wird es einen gesonderten Bericht geben. 
 
Frau Erdmann (AWO) teilt mit, dass es diesen Personenkreis in den Übernachtungsstellen 
nicht gibt, da sie aufgrund fehlenden Zugang zum Sozialversicherungssystem dort nicht 
angenommen werden. Ergänzend teilt Frau Erdmann mit, dass es eine nennenswerte Anzahl 
von Obdachlosen aus diesem Personenkreis gibt, von welchem Sie nicht weiß was mit diesen 
Personen geschehen soll. Die Beratungsstellen vor Ort, können diesen Menschen laut Frau 
Erdmann nicht helfen. 
 
Frau Landgraf (Bündnis90/Die Grünen) stimmt den Ausführungen von Frau Erdmann zu. 
 
Herr Taranczewski (SPD) verweißt aufgrund der gemachten Ausführungen auf einen 
künftigen Bericht der Verwaltung zu diesem Thema. 
 
Der Integrationsrat empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund einstimmig folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Beschluss 

Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten 
Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund 
und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren 
Beschlussfassung vorzulegen. 
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Erstellt am:  26.06.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Hombruch 26.06.2018 öffentlich

zu TOP 10.2
Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe
- Vorlage des Sozialamtes und des Gesundheitsamtes vom 02.05.2018 -
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10897-18)

Nach Aufrufen des Tagesordnungspunktes stellt die stellvertretende Sprecherin der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau Lotz, folgenden Antrag. Sie händigt ihn anschließend 
schriftlich der Geschäftsführung der BV-Hombruch aus.

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Auch wenn die vorgestellte Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe einige Programme 

enthält, fehlt aus Sicht der Fraktion ein Nothilfeprogramm für EU-Zuwanderer/-innen. Dieser 

Personenkreis besitzt weder einen Anspruch auf Sozialleistungen noch einen 

Krankenversicherungsschutz und ist auch von den meisten integrierenden Hilfeleistungen 

ausgeschlossen. In der vorliegenden Vorlage fehlt ein eigenständiges, niedrigschwelliges 

Konzept bzw. Nothilfeprogramm zur Verbessering der Lebenssituation dieser 

Personengruppe“.

Beschluss:
Die Bezirksvertretung Hombruch nimmt die Vorlage des Sozialamtes und des 
Gesundheitsamtes vom 02.05.2018 zur Kenntnis. Sie empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund 
mit 16 Ja-Stimmen (8 x CDU, 6 x SPD, 2 x BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und 2 
Enthaltungen (2 x parteilos - Frau Dr. Rogge, Herr Schröter), den oben aufgeführten Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE Grünen bei der Beschlussfassung zu berücksichtigen.



Erstellt am:  02.07.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Seniorenbeirat 28.06.2018 öffentlich

zu TOP 4.2
Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10897-18)

Dem Seniorenbeirat liegt folgende Empfehlung aus dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit vor:

zu TOP 2.1
Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10897-18)

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit hat die Beratung der Verwaltungsvorlage 
und des Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in seine heutige Sondersitzung 
verschoben.

Es liegt folgender Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 15.05.2018 vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Nothilfeprogramm 
für EU-Zuwander*innen“  ergänzt. Die Verwaltung erarbeitet dafür Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, die sich weniger an den 
Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen orientieren.

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Nothilfeprogramm 
Winter“ ergänzt. Das beinhaltet auch die Erarbeitung eines Konzeptes für den Betrieb 
eines Mitternachtsbusses, der jahreszeitenunabhängig wohnungslose Menschen ohne 
Übernachtungsplatz versorgt und ihnen unbürokratische Überlebenshilfen anbietet.

3. Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten 
Ausführungen hinaus erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache 
Aufenthaltsmöglichkeiten geschaffen werden, insbesondere auch für die zunehmende 
Zahl jugendlicher Obdachloser.

Begründung:
Das vorliegende Konzept zur Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe beinhaltet vor allem 
bereits bestehende  Maßnahmen und entwickelt sie quantitativ weiter. 

Ergänzend und weitgehend muss auf die Situation von Zuwander*innen aus der EU 
eingegangen werden, die obdachlos sind oder in prekären Wohnverhältnissen leben. Sie 
besitzen weder einen Anspruch auf Sozialleistungen, noch einen Krankenversicherungsschutz 
und sind größtenteils von integrierenden Hilfeleistungen ausgeschlossen. Für sie bleiben im Fall 
der Bedürftigkeit meist nur die offenen Tagestreffs, Suppenküchen oder Notfallambulanzen, wo 
ihnen unabhängig von ihren rechtlichen Ansprüchen geholfen wird. Die Verwaltung spricht in 
ihrem Konzept davon, dass es für einige der Zuwander*innen insbesondere im vergangenen 
Winter teilweise zu lebensbedrohlichen Situationen kam. Demnach ist es wahrscheinlich nur 
Glück gewesen, dass dabei niemand zu Tode kam. Trotz dieser Feststellung fehlt im Papier der 
Verwaltung ein eigenständiges niedrigschwelliges Konzept bzw. Nothilfeprogramm zur 
Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, das sich weniger an den 
Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen orientiert. Bestandteil eines 
solchen Programms muss insbesondere die medizinische Versorgung sein. Hier stoßen die 



vorhandenen Angebote an ihre Grenzen. Zudem sollten laufende Projekte im Rahmen des 
Wohnungsnotfallprogramms des Landes konzeptionell verknüpft werden.

In der Presseinformation zum Konzept spricht die Verwaltung davon, dass das Thema 
Wohnungslosigkeit insbesondere in den Wintermonaten in das öffentliche Bewusstsein rückt. 
Gleichzeitig wird aber ein Angebot der Notfallhilfe wie ein Kältebus abgelehnt, da solche 
Angebote „die Obdachlosigkeit lediglich erleichtern und faktisch als eine reguläre 
gesellschaftliche Lebensform anerkennen und zur Problemlösung nicht geeignet sind.“ Mit 
dieser Begründung werden Notfallhilfen gegen die Zielvorstellung ausgespielt, dass Menschen 
grundsätzlich in einer Wohnung leben sollten. Richtig ist aber, dass Notfallhilfen in manchen 
Situationen (über-) lebenswichtig sind. Ein Bus zur Versorgung wohnungsloser Menschen ohne 
Übernachtungsplatz sollte deshalb als Mitternachtsbus jahreszeitenunabhängig betrieben, ein 
entsprechendes Konzept dafür von der Verwaltung erarbeitet werden.

Laut Konzept sollen zwar die Öffnungszeiten der bestehenden Tagesaufenthalte erweitert 
werden. Notwendig sind aber aufgrund der gestiegenen und weiter steigenden Zahlen 
wohnungsloser Menschen weitere kleine dezentrale Möglichkeiten des Tagesaufenthalts. Hier 
sind insbesondere Möglichkeiten des Waschens und der Körperhygiene vorzuhalten. Das 
haben auch die Teilnehmer*innen der entsprechenden Arbeitsgruppe im Austausch der 
Verwaltung mit den Partner*innen der Wohnungslosenhilfe festgestellt.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der CDU-
Fraktion vom 04.06.2018 vor: 

die CDU-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit stellt folgenden Antrag und 
bittet um Beratung und Beschlussfassung:

1. Die Tagesangebote werden dahingehend erweitert, dass eine zusätzliche Einrichtung nur 
für obdachlose Jugendliche in zentraler Lage geschaffen wird. Nach einem Jahr soll eine 
Evaluierung erfolgen und dem Ausschuss vorgelegt werden.

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Wohnen im Alter 60 
plus“ ergänzt. Dieses Wohnprojekt richtet sich an (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose 
und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 Jahren. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah über die Ergebnisse der LWL-Prüfung bezüglich 
des Projekts „Pension Plus“ im Ausschuss zu berichten. 

Begründung

Aus der Vorlage geht deutlich hervor, dass es für obdachlose Jugendliche so gut wie keine -
speziell für diese Gruppe geschaffenen - Tagesaufenthalte gibt. Daher ist dies vorrangig 
anzustreben und umzusetzen.

Für (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 
Jahren gibt es in der Dortmunder Trägerlandschaft keine Einrichtung, in die diese Klientel sich 
im Alter zurückziehen kann. Personen dieser Zielgruppe sind am Wohnungsmarkt besonders 
benachteiligt und finden nur sehr schwer oder gar keinen Zugang zu entsprechenden 
Hilfeeinrichtungen. Der Wunsch nach Individualität, Privatsphäre und Selbstentfaltung, aber 
auch das Bedürfnis nach Zugehörigkeit und Geselligkeit im Alter ist bei diesem Personenkreis 
ebenfalls ein großes Begehren.

Diese Menschen bringen aufgrund ihrer Vorgeschichte eine Problemlage mit, die mit denen in 
vorhandenen Einrichtungen für ältere Menschen, nicht konform gehen.
Orientieren kann man sich hier an dem Projekt der Stadt Münster, die eine „60 plus“-Einrichtung 
für das oben genannte Klientel bereits 2013 geschaffen hat.

Da der LWL dem Standort Dortmund für eine „Pension Plus“ positiv gegenüber steht, wird es 
sich sicherlich in Kürze entscheiden, ob Dortmund eine solche Einrichtung, die immens wichtig 
wäre, erhält. Eine zeitnahe Berichterstattung im Ausschuss würde die Möglichkeit bieten,  
entsprechende Planungen für eine solche Einrichtung schnell auf den Weg zu bringen.



Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der SPD-
Fraktion vor: 

Die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bittet um Beratung und 
Beschlussfassung der Ergänzungsanträge zu folgenden Unterpunkten der Verwaltungsvorlage: 

Zu Punkt 5.4.2  Brückentreff
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, die Ausweitung der Öffnungszeiten des „Brückentreff“ beim 
Betreiber Diakonisches Werk rechtzeitig vor Beginn der kalten Jahreszeit zu erwirken. Hierfür 
kommen insbesondere die Zeiten Freitag bis Sonntag von 19:00 Uhr bis jeweils 22:00 Uhr 
infrage, in denen es keine anderen Aufenthaltsmöglichkeiten für wohnungslose Menschen gibt. 
Begründung: 
Durch die Erweiterung der Öffnungszeiten verbessert sich die Möglichkeit zum geschützten 
Aufenthalt für wohnungslose Menschen. Die von der Verwaltung bereits berechneten Kosten in 
Höhe von bis zu 35.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des Sozialamtes 
abgedeckt und die Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen werden. Die 
genauen Modalitäten der Förderung soll die Verwaltung analog des „Rahmenvertrages über die 
Förderung der von freien Verbänden und deren Einrichtungen erbrachten sozialen Dienste“ 
ausarbeiten.

Zu Punkt 5.7 Zuverdienst MÜS/FÜS 
Beschluss:
Die Verwaltung wird beauftragt ein freiwilliges Angebot der Zuverdienstmöglichkeit für 
Menschen zu schaffen, die sich in den Notschlafstellen aufhalten. Für die Testphase sollen 
zunächst 10 Plätze eingerichtet werden. Die von der Verwaltung für die Testphase kalkulierten 
Kosten in Höhe von bis zu 25.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des 
Sozialamtes abgedeckt und die Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen 
werden. 

Zu Beginn erläutert Herr Süshardt (Leiter Sozialamt) das Thema Wohnungslose Menschen 
anhand einer Präsentation (Anlage 1) und beantwortet im Anschluss die Nachfragen.

Frau Grollmann (CDU-Fraktion) bedankt sich für die vorliegende Verwaltungsvorlage, der ihre 
Fraktion zustimmen werde. Sie geht auf den Antrag ihrer Fraktion ein und begründet diesen. Es 
läge ihr am Herzen, dass Punkt 1 des Antrages auch in Verbindung mit dem Ausschuss für 
Kinder, Jugend und Familie trotzdem auch Thema im Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit bliebe. 

Herr Taranczewski (Vorsitzender, SPD-Fraktion) ergänzt zu Frau Grollmann, dass in dem 
Antrag von obdachlosen Jugendlichen die Rede sei. Für Jugendliche sei nach dem Gesetz das 
Jugendamt zuständig und nicht dieser Ausschuss. Er schlägt vor, dass im Sinne dessen, was in
der Vorlage steht, das so mit beschlossen werde, aber zu Protokoll geben werde, dass dieser 
Antrag auch dem Kinder- und Jugendausschuss zugeleitet werden soll.

Frau Grollmann ändert den Begriff obdachlose Jugendliche unter Punkt 1 des Antrages in 
obdachlose junge Menschen.

Frau Weyer begründet das Abstimmungsverhalten ihrer Fraktion und schlägt ebenfalls vor, die 
Punkte auch dem Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zuzusenden. 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit stimmt über die Punkte des Antrages der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einzeln ab. 

Der Ausschuss lehnt Punkt 1 des Antrages gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste 
ab.



Der Ausschuss lehnt Punkt 2 des Antrages gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste 
ab.

Der Ausschuss beschließt folgenden Punkt 3 des Antrages mehrheitlich gegen die Stimmen 
der CDU-Fraktion und der Fraktion AfD bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste.

Beschluss:
Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten Ausführungen 
hinaus erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache Aufenthaltsmöglichkeiten 
geschaffen werden, insbesondere auch für die zunehmende Zahl jugendlicher Obdachloser.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt einstimmig folgenden 
geänderten (Fett/durchgestrichen) Antrag der CDU-Fraktion:

Beschluss:
1. Die Tagesangebote werden dahingehend erweitert, dass eine zusätzliche Einrichtung nur 

für obdachlose Jugendliche junge Menschen in zentraler Lage geschaffen wird. Nach 
einem Jahr soll eine Evaluierung erfolgen und dem Ausschuss vorgelegt werden.

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Wohnen im Alter 60 
plus“ ergänzt. Dieses Wohnprojekt richtet sich an (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose 
und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 Jahren. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah über die Ergebnisse der LWL-Prüfung bezüglich 
des Projekts „Pension Plus“ im Ausschuss zu berichten.  

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt einstimmig folgenden Antrag 
der SPD-Fraktion:

Beschluss:

Zu Punkt 5.4.2  Brückentreff
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, die Ausweitung der Öffnungszeiten des „Brückentreff“ beim 
Betreiber Diakonisches Werk rechtzeitig vor Beginn der kalten Jahreszeit zu erwirken. Hierfür 
kommen insbesondere die Zeiten Freitag bis Sonntag von 19:00 Uhr bis jeweils 22:00 Uhr 
infrage, in denen es keine anderen Aufenthaltsmöglichkeiten für wohnungslose Menschen gibt. 

Zu Punkt 5.7 Zuverdienst MÜS/FÜS 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird beauftragt ein freiwilliges Angebot der Zuverdienstmöglichkeit für 
Menschen zu schaffen, die sich in den Notschlafstellen aufhalten. Für die Testphase sollen 
zunächst 10 Plätze eingerichtet werden. Die von der Verwaltung für die Testphase kalkulierten 
Kosten in Höhe von bis zu 25.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des 
Sozialamtes abgedeckt und die Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen 
werden. 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit ist sich einig, diese Anträge auch dem 
Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zur Kenntnis zu geben.

Unter Berücksichtigung dieser Anträge empfiehlt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit dem Rat der Stadt einstimmig bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen folgenden Beschluss zu fassen:

Beschluss
Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten 
Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund 
und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren 
Beschlussfassung vorzulegen.



Der Seniorenbeirat empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund unter Berücksichtigung der Empfehlung 
des Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit einstimmig, folgenden Beschluss zu fassen. 

Beschluss
Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zur einer bedarfsorientierten Weiterentwicklung 
der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund und die in der Anlage 
dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren Beschlussfassung vorzulegen. 



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Erstellt am:  04.07.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Aplerbeck 03.07.2018 öffentlich

zu TOP 10.4
Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10897-18)

Die Bezirksvertretung Aplerbeck bittet die Verwaltung, bei der nächsten Vorlage zu diesem 
Thema, die entsprechenden Zahlen stadtbezirksbezogen auszuweisen. Dieser Zusatz wird 
einstimmig angenommen.

Die Bezirksvertretung Aplerbeck empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund mit o. g. 
Zusatz einstimmig bei 2 Enthaltungen (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen), die Vorlage zu 
einer bedarfsorientierten Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung 
wohnungsloser Menschen in Dortmund zu beschließen und die in der Anlage dargestellten 
Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren Beschlussfassung vorzulegen.



Erstellt am:  06.07.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und 
Liegenschaften

05.07.2018 öffentlich

zu TOP 6.7
Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10897-18)

Dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften liegt folgende Empfehlung des 
Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit aus seiner Sitzung am 07.06.2018 vor:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit hat die Beratung der Verwaltungsvorlage 
und des Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in seine heutige Sondersitzung 
verschoben.

Es liegt folgender Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 15.05.2018 vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt 
„Nothilfeprogramm für EU-Zuwander*innen“  ergänzt. Die Verwaltung erarbeitet 
dafür Maßnahmen zur Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, die 
sich weniger an den Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen 
orientieren.

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt 
„Nothilfeprogramm Winter“ ergänzt. Das beinhaltet auch die Erarbeitung eines 
Konzeptes für den Betrieb eines Mitternachtsbusses, der jahreszeitenunabhängig 
wohnungslose Menschen ohne Übernachtungsplatz versorgt und ihnen 
unbürokratische Überlebenshilfen anbietet.

3. Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten 
Ausführungen hinaus erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache 
Aufenthaltsmöglichkeiten geschaffen werden, insbesondere auch für die 
zunehmende Zahl jugendlicher Obdachloser.

Begründung:
Das vorliegende Konzept zur Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe beinhaltet vor 
allem bereits bestehende  Maßnahmen und entwickelt sie quantitativ weiter. 

Ergänzend und weitgehend muss auf die Situation von Zuwander*innen aus der EU 
eingegangen werden, die obdachlos sind oder in prekären Wohnverhältnissen leben. 
Sie besitzen weder einen Anspruch auf Sozialleistungen, noch einen 
Krankenversicherungsschutz und sind größtenteils von integrierenden Hilfeleistungen 
ausgeschlossen. Für sie bleiben im Fall der Bedürftigkeit meist nur die offenen 
Tagestreffs, Suppenküchen oder Notfallambulanzen, wo ihnen unabhängig von ihren 
rechtlichen Ansprüchen geholfen wird. Die Verwaltung spricht in ihrem Konzept davon, 
dass es für einige der Zuwander*innen insbesondere im vergangenen Winter teilweise 
zu lebensbedrohlichen Situationen kam. Demnach ist es wahrscheinlich nur Glück 
gewesen, dass dabei niemand zu Tode kam. Trotz dieser Feststellung fehlt im Papier 
der Verwaltung ein eigenständiges niedrigschwelliges Konzept bzw. Nothilfeprogramm 
zur Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, das sich weniger an den 
Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen orientiert. Bestandteil eines 
solchen Programms muss insbesondere die medizinische Versorgung sein. Hier stoßen 
die vorhandenen Angebote an ihre Grenzen. Zudem sollten laufende Projekte im 
Rahmen des Wohnungsnotfallprogramms des Landes konzeptionell verknüpft werden.



In der Presseinformation zum Konzept spricht die Verwaltung davon, dass das Thema 
Wohnungslosigkeit insbesondere in den Wintermonaten in das öffentliche Bewusstsein 
rückt. Gleichzeitig wird aber ein Angebot der Notfallhilfe wie ein Kältebus abgelehnt, da 
solche Angebote „die Obdachlosigkeit lediglich erleichtern und faktisch als eine reguläre 
gesellschaftliche Lebensform anerkennen und zur Problemlösung nicht geeignet sind.“ 
Mit dieser Begründung werden Notfallhilfen gegen die Zielvorstellung ausgespielt, dass 
Menschen grundsätzlich in einer Wohnung leben sollten. Richtig ist aber, dass 
Notfallhilfen in manchen Situationen (über-) lebenswichtig sind. Ein Bus zur Versorgung 
wohnungsloser Menschen ohne Übernachtungsplatz sollte deshalb als Mitternachtsbus 
jahreszeitenunabhängig betrieben, ein entsprechendes Konzept dafür von der 
Verwaltung erarbeitet werden.

Laut Konzept sollen zwar die Öffnungszeiten der bestehenden Tagesaufenthalte 
erweitert werden. Notwendig sind aber aufgrund der gestiegenen und weiter steigenden 
Zahlen wohnungsloser Menschen weitere kleine dezentrale Möglichkeiten des 
Tagesaufenthalts. Hier sind insbesondere Möglichkeiten des Waschens und der 
Körperhygiene vorzuhalten. Das haben auch die Teilnehmer*innen der entsprechenden 
Arbeitsgruppe im Austausch der Verwaltung mit den Partner*innen der 
Wohnungslosenhilfe festgestellt.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der 
CDU-Fraktion vom 04.06.2018 vor: 

die CDU-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit stellt folgenden 
Antrag und bittet um Beratung und Beschlussfassung:

1. Die Tagesangebote werden dahingehend erweitert, dass eine zusätzliche 
Einrichtung nur für obdachlose Jugendliche in zentraler Lage geschaffen wird. 
Nach einem Jahr soll eine Evaluierung erfolgen und dem Ausschuss vorgelegt 
werden.

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Wohnen im 
Alter 60 plus“ ergänzt. Dieses Wohnprojekt richtet sich an (ehemalige) 
Prostituierte, Obdachlose und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 Jahren. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah über die Ergebnisse der LWL-Prüfung 
bezüglich des Projekts „Pension Plus“ im Ausschuss zu berichten. 

Begründung

Aus der Vorlage geht deutlich hervor, dass es für obdachlose Jugendliche so gut wie 
keine - speziell für diese Gruppe geschaffenen - Tagesaufenthalte gibt. Daher ist dies 
vorrangig anzustreben und umzusetzen.

Für (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 
60 Jahren gibt es in der Dortmunder Trägerlandschaft keine Einrichtung, in die diese 
Klientel sich im Alter zurückziehen kann. Personen dieser Zielgruppe sind am 
Wohnungsmarkt besonders benachteiligt und finden nur sehr schwer oder gar keinen 
Zugang zu entsprechenden Hilfeeinrichtungen. Der Wunsch nach Individualität, 
Privatsphäre und Selbstentfaltung, aber auch das Bedürfnis nach Zugehörigkeit und 
Geselligkeit im Alter ist bei diesem Personenkreis ebenfalls ein großes Begehren.

Diese Menschen bringen aufgrund ihrer Vorgeschichte eine Problemlage mit, die mit 
denen in vorhandenen Einrichtungen für ältere Menschen, nicht konform gehen.
Orientieren kann man sich hier an dem Projekt der Stadt Münster, die eine „60 plus“-
Einrichtung für das oben genannte Klientel bereits 2013 geschaffen hat.

Da der LWL dem Standort Dortmund für eine „Pension Plus“ positiv gegenüber steht, 
wird es sich sicherlich in Kürze entscheiden, ob Dortmund eine solche Einrichtung, die 
immens wichtig wäre, erhält. Eine zeitnahe Berichterstattung im Ausschuss würde die 



Möglichkeit bieten,  entsprechende Planungen für eine solche Einrichtung schnell auf 
den Weg zu bringen.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der SPD-
Fraktion vor: 

Die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bittet um Beratung 
und Beschlussfassung der Ergänzungsanträge zu folgenden Unterpunkten der 
Verwaltungsvorlage: 

Zu Punkt 5.4.2  Brückentreff
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, die Ausweitung der Öffnungszeiten des „Brückentreff“ 
beim Betreiber Diakonisches Werk rechtzeitig vor Beginn der kalten Jahreszeit zu 
erwirken. Hierfür kommen insbesondere die Zeiten Freitag bis Sonntag von 19:00 Uhr 
bis jeweils 22:00 Uhr infrage, in denen es keine anderen Aufenthaltsmöglichkeiten für 
wohnungslose Menschen gibt. 
Begründung: 
Durch die Erweiterung der Öffnungszeiten verbessert sich die Möglichkeit zum 
geschützten Aufenthalt für wohnungslose Menschen. Die von der Verwaltung bereits 
berechneten Kosten in Höhe von bis zu 35.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden 
Jahr im Haushalt des Sozialamtes abgedeckt und die Fortschreibung für den 
Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen werden. Die genauen Modalitäten der 
Förderung soll die Verwaltung analog des „Rahmenvertrages über die Förderung der 
von freien Verbänden und deren Einrichtungen erbrachten sozialen Dienste“ 
ausarbeiten.

Zu Punkt 5.7 Zuverdienst MÜS/FÜS 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird beauftragt ein freiwilliges Angebot der Zuverdienstmöglichkeit für 
Menschen zu schaffen, die sich in den Notschlafstellen aufhalten. Für die Testphase 
sollen zunächst 10 Plätze eingerichtet werden. Die von der Verwaltung für die 
Testphase kalkulierten Kosten in Höhe von bis zu 25.000 Euro pro Jahr könnten im 
laufenden Jahr im Haushalt des Sozialamtes abgedeckt und die Fortschreibung für den 
Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen werden. 

Zu Beginn erläutert Herr Süshardt (Leiter Sozialamt) das Thema Wohnungslose Menschen 
anhand einer Präsentation (Anlage 1) und beantwortet im Anschluss die Nachfragen.

Frau Grollmann (CDU-Fraktion) bedankt sich für die vorliegende Verwaltungsvorlage, der ihre 
Fraktion zustimmen werde. Sie geht auf den Antrag ihrer Fraktion ein und begründet diesen. 
Es läge ihr am Herzen, dass Punkt 1 des Antrages auch in Verbindung mit dem Ausschuss für 
Kinder, Jugend und Familie trotzdem auch Thema im Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit bliebe. 

Herr Taranczewski (Vorsitzender, SPD-Fraktion) ergänzt zu Frau Grollmann, dass in dem 
Antrag von obdachlosen Jugendlichen die Rede sei. Für Jugendliche sei nach dem Gesetz 
das Jugendamt zuständig und nicht dieser Ausschuss. Er schlägt vor, dass im Sinne dessen, 
was in der Vorlage steht, das so mit beschlossen werde, aber zu Protokoll geben werde, dass 
dieser Antrag auch dem Kinder- und Jugendausschuss zugeleitet werden soll.

Frau Grollmann ändert den Begriff obdachlose Jugendliche unter Punkt 1 des Antrages in 
obdachlose junge Menschen.

Frau Weyer begründet das Abstimmungsverhalten ihrer Fraktion und schlägt ebenfalls vor, die 
Punkte auch dem Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zuzusenden. 



Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit stimmt über die Punkte des Antrages der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einzeln ab. 

Der Ausschuss lehnt Punkt 1 des Antrages gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion 
FDP/Bürgerliste ab.

Der Ausschuss lehnt Punkt 2 des Antrages gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion 
FDP/Bürgerliste ab.

Der Ausschuss beschließt folgenden Punkt 3 des Antrages mehrheitlich gegen die Stimmen 
der CDU-Fraktion und der Fraktion AfD bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste.

Beschluss:
Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten Ausführungen 
hinaus erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache Aufenthaltsmöglichkeiten 
geschaffen werden, insbesondere auch für die zunehmende Zahl jugendlicher Obdachloser.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt einstimmig folgenden 
geänderten (Fett/durchgestrichen) Antrag der CDU-Fraktion:

Beschluss:
1. Die Tagesangebote werden dahingehend erweitert, dass eine zusätzliche Einrichtung nur 

für obdachlose Jugendliche junge Menschen in zentraler Lage geschaffen wird. Nach 
einem Jahr soll eine Evaluierung erfolgen und dem Ausschuss vorgelegt werden.

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Wohnen im Alter 
60 plus“ ergänzt. Dieses Wohnprojekt richtet sich an (ehemalige) Prostituierte, 
Obdachlose und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 Jahren. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah über die Ergebnisse der LWL-Prüfung bezüglich 
des Projekts „Pension Plus“ im Ausschuss zu berichten.  

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt einstimmig folgenden Antrag 
der SPD-Fraktion:

Beschluss:

Zu Punkt 5.4.2  Brückentreff
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, die Ausweitung der Öffnungszeiten des „Brückentreff“ beim 
Betreiber Diakonisches Werk rechtzeitig vor Beginn der kalten Jahreszeit zu erwirken. Hierfür 
kommen insbesondere die Zeiten Freitag bis Sonntag von 19:00 Uhr bis jeweils 22:00 Uhr 
infrage, in denen es keine anderen Aufenthaltsmöglichkeiten für wohnungslose Menschen 
gibt. 

Zu Punkt 5.7 Zuverdienst MÜS/FÜS 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird beauftragt ein freiwilliges Angebot der Zuverdienstmöglichkeit für 
Menschen zu schaffen, die sich in den Notschlafstellen aufhalten. Für die Testphase sollen 
zunächst 10 Plätze eingerichtet werden. Die von der Verwaltung für die Testphase kalkulierten 
Kosten in Höhe von bis zu 25.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des 
Sozialamtes abgedeckt und die Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 
vorgesehen werden. 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit ist sich einig, diese Anträge auch dem 
Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zur Kenntnis zu geben.



Unter Berücksichtigung dieser Anträge empfiehlt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit dem Rat der Stadt einstimmig bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen folgenden Beschluss zu fassen:

Beschluss
Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten 
Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund 
und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren 
Beschlussfassung vorzulegen.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften liegt folgende 
Empfehlung der Bezirksvertretung Innenstadt-Ost aus ihrer Sitzung vom 19.06.2018 vor:

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schlägt nachfolgende Ergänzung vor:

„Das Konzept sollte um ein Nothilfeprogramm für die EU-Zuwanderer/innen ergänzt werden, 
die obdachlos sind oder in sehr prekären Wohnverhältnissen leben: dringend nötig erscheint 
auch ein Nothilfeprogramm für den Winter, etwa ein Konzept für den Betrieb eines 
Mitternachtsbusses.“ 

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Ost beschließt mehrheitlich mit den Stimmen der SPD-
Fraktion (4), der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (4), der Fraktion Die Linke & Piraten (2), der 
Fraktion FDP/KE (2), gegen die Stimmen von Herrn Warnstorf/ CDU-Fraktion, Herrn Hartleif/ 
CDU-Fraktion und Herrn Illmer/parteilos), bei Enthaltung von Herrn Ceccarelli/ CDU-Fraktion 
die o. g. Ergänzung.

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Ost empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund einstimmig wie 
folgt zu beschließen:

Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten 
Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund 
und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren 
Beschlussfassung vorzulegen.

Zudem liegt dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften folgende Empfehlung 
der Bezirksvertretung Hombruch aus der Sitzung vom 26.06.2018 vor:

Nach Aufrufen des Tagesordnungspunktes stellt die stellvertretende Sprecherin der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau Lotz, folgenden Antrag. Sie händigt ihn anschließend 
schriftlich der Geschäftsführung der BV-Hombruch aus.

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Auch wenn die vorgestellte Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe einige Programme 
enthält, fehlt aus Sicht der Fraktion ein Nothilfeprogramm für EU-Zuwanderer/-innen. Dieser 
Personenkreis besitzt weder einen Anspruch auf Sozialleistungen noch einen 
Krankenversicherungsschutz und ist auch von den meisten integrierenden Hilfeleistungen 
ausgeschlossen. In der vorliegenden Vorlage fehlt ein eigenständiges, niedrigschwelliges 
Konzept bzw. Nothilfeprogramm zur Verbessering der Lebenssituation dieser 
Personengruppe“.

Beschluss:
Die Bezirksvertretung Hombruch nimmt die Vorlage des Sozialamtes und des 
Gesundheitsamtes vom 02.05.2018 zur Kenntnis. Sie empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund 
mit 16 Ja-Stimmen (8 x CDU, 6 x SPD, 2 x BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und 2 Enthaltungen 
(2 x parteilos - Frau Dr. Rogge, Herr Schröter), den oben aufgeführten Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE Grünen bei der Beschlussfassung zu berücksichtigen.



Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften nimmt die Empfehlungen der 
Bezirksvertretungen Innenstadt-Ost und Hombruch zur Kenntnis.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften empfiehlt dem Rat der Stadt unter 
Einbeziehung der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
einstimmig bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen folgenden Beschluss zu fassen:

Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten Weiterentwicklung 
der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund und die in der Anlage 
dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren Beschlussfassung vorzulegen.



Erstellt am:  10.07.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Ausschuss für Bürgerdienste, öffentliche 
Ordnung, Anregungen und Beschwerden

10.07.2018 öffentlich

zu TOP 4.1
Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10897-18)

Dem Ausschuss für Bürgerdienste, öffentliche Ordnung, Anregungen und Beschwerden liegt folgende 
Empfehlung des Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften aus der Sitzung 
vom 05.07.2018 vor. 
Die Empfehlung enthält zudem die vorliegenden Empfehlungen des Ausschusses für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit, der Bezirksvertretung Innenstadt-Ost und der Bezirksvertretung 
Hombruch.

Dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften liegt folgende Empfehlung des 
Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit aus seiner Sitzung am 07.06.2018 vor:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit hat die Beratung der Verwaltungsvorlage 
und des Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in seine heutige Sondersitzung 
verschoben.

Es liegt folgender Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 15.05.2018 vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt 
„Nothilfeprogramm für EU-Zuwander*innen“  ergänzt. Die Verwaltung erarbeitet 
dafür Maßnahmen zur Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, die 
sich weniger an den Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen 
orientieren.

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt 
„Nothilfeprogramm Winter“ ergänzt. Das beinhaltet auch die Erarbeitung eines 
Konzeptes für den Betrieb eines Mitternachtsbusses, der jahreszeitenunabhängig 
wohnungslose Menschen ohne Übernachtungsplatz versorgt und ihnen 
unbürokratische Überlebenshilfen anbietet.

3. Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten 
Ausführungen hinaus erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache 
Aufenthaltsmöglichkeiten geschaffen werden, insbesondere auch für die 
zunehmende Zahl jugendlicher Obdachloser.

Begründung:
Das vorliegende Konzept zur Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe beinhaltet vor 
allem bereits bestehende  Maßnahmen und entwickelt sie quantitativ weiter. 

Ergänzend und weitgehend muss auf die Situation von Zuwander*innen aus der EU 
eingegangen werden, die obdachlos sind oder in prekären Wohnverhältnissen leben. 
Sie besitzen weder einen Anspruch auf Sozialleistungen, noch einen 
Krankenversicherungsschutz und sind größtenteils von integrierenden Hilfeleistungen 
ausgeschlossen. Für sie bleiben im Fall der Bedürftigkeit meist nur die offenen 
Tagestreffs, Suppenküchen oder Notfallambulanzen, wo ihnen unabhängig von ihren 
rechtlichen Ansprüchen geholfen wird. Die Verwaltung spricht in ihrem Konzept davon, 
dass es für einige der Zuwander*innen insbesondere im vergangenen Winter teilweise 
zu lebensbedrohlichen Situationen kam. Demnach ist es wahrscheinlich nur Glück 



gewesen, dass dabei niemand zu Tode kam. Trotz dieser Feststellung fehlt im Papier 
der Verwaltung ein eigenständiges niedrigschwelliges Konzept bzw. Nothilfeprogramm 
zur Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen, das sich weniger an den 
Rechtsansprüchen, sondern an den konkreten Lebenslagen orientiert. Bestandteil eines 
solchen Programms muss insbesondere die medizinische Versorgung sein. Hier stoßen 
die vorhandenen Angebote an ihre Grenzen. Zudem sollten laufende Projekte im 
Rahmen des Wohnungsnotfallprogramms des Landes konzeptionell verknüpft werden.

In der Presseinformation zum Konzept spricht die Verwaltung davon, dass das Thema 
Wohnungslosigkeit insbesondere in den Wintermonaten in das öffentliche Bewusstsein 
rückt. Gleichzeitig wird aber ein Angebot der Notfallhilfe wie ein Kältebus abgelehnt, da 
solche Angebote „die Obdachlosigkeit lediglich erleichtern und faktisch als eine reguläre 
gesellschaftliche Lebensform anerkennen und zur Problemlösung nicht geeignet sind.“ 
Mit dieser Begründung werden Notfallhilfen gegen die Zielvorstellung ausgespielt, dass 
Menschen grundsätzlich in einer Wohnung leben sollten. Richtig ist aber, dass 
Notfallhilfen in manchen Situationen (über-) lebenswichtig sind. Ein Bus zur Versorgung 
wohnungsloser Menschen ohne Übernachtungsplatz sollte deshalb als Mitternachtsbus 
jahreszeitenunabhängig betrieben, ein entsprechendes Konzept dafür von der 
Verwaltung erarbeitet werden.

Laut Konzept sollen zwar die Öffnungszeiten der bestehenden Tagesaufenthalte 
erweitert werden. Notwendig sind aber aufgrund der gestiegenen und weiter steigenden 
Zahlen wohnungsloser Menschen weitere kleine dezentrale Möglichkeiten des 
Tagesaufenthalts. Hier sind insbesondere Möglichkeiten des Waschens und der 
Körperhygiene vorzuhalten. Das haben auch die Teilnehmer*innen der entsprechenden 
Arbeitsgruppe im Austausch der Verwaltung mit den Partner*innen der 
Wohnungslosenhilfe festgestellt.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der 
CDU-Fraktion vom 04.06.2018 vor: 

die CDU-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit stellt folgenden 
Antrag und bittet um Beratung und Beschlussfassung:

1. Die Tagesangebote werden dahingehend erweitert, dass eine zusätzliche 
Einrichtung nur für obdachlose Jugendliche in zentraler Lage geschaffen wird. 
Nach einem Jahr soll eine Evaluierung erfolgen und dem Ausschuss vorgelegt 
werden.

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Wohnen im 
Alter 60 plus“ ergänzt. Dieses Wohnprojekt richtet sich an (ehemalige) 
Prostituierte, Obdachlose und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 Jahren. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah über die Ergebnisse der LWL-Prüfung 
bezüglich des Projekts „Pension Plus“ im Ausschuss zu berichten. 

Begründung

Aus der Vorlage geht deutlich hervor, dass es für obdachlose Jugendliche so gut wie 
keine - speziell für diese Gruppe geschaffenen - Tagesaufenthalte gibt. Daher ist dies 
vorrangig anzustreben und umzusetzen.

Für (ehemalige) Prostituierte, Obdachlose und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 
60 Jahren gibt es in der Dortmunder Trägerlandschaft keine Einrichtung, in die diese 
Klientel sich im Alter zurückziehen kann. Personen dieser Zielgruppe sind am 
Wohnungsmarkt besonders benachteiligt und finden nur sehr schwer oder gar keinen 
Zugang zu entsprechenden Hilfeeinrichtungen. Der Wunsch nach Individualität, 
Privatsphäre und Selbstentfaltung, aber auch das Bedürfnis nach Zugehörigkeit und 
Geselligkeit im Alter ist bei diesem Personenkreis ebenfalls ein großes Begehren.



Diese Menschen bringen aufgrund ihrer Vorgeschichte eine Problemlage mit, die mit 
denen in vorhandenen Einrichtungen für ältere Menschen, nicht konform gehen.
Orientieren kann man sich hier an dem Projekt der Stadt Münster, die eine „60 plus“-
Einrichtung für das oben genannte Klientel bereits 2013 geschaffen hat.

Da der LWL dem Standort Dortmund für eine „Pension Plus“ positiv gegenüber steht, 
wird es sich sicherlich in Kürze entscheiden, ob Dortmund eine solche Einrichtung, die 
immens wichtig wäre, erhält. Eine zeitnahe Berichterstattung im Ausschuss würde die 
Möglichkeit bieten,  entsprechende Planungen für eine solche Einrichtung schnell auf 
den Weg zu bringen.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der SPD-
Fraktion vor: 

Die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bittet um Beratung 
und Beschlussfassung der Ergänzungsanträge zu folgenden Unterpunkten der 
Verwaltungsvorlage: 

Zu Punkt 5.4.2  Brückentreff
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, die Ausweitung der Öffnungszeiten des „Brückentreff“ 
beim Betreiber Diakonisches Werk rechtzeitig vor Beginn der kalten Jahreszeit zu 
erwirken. Hierfür kommen insbesondere die Zeiten Freitag bis Sonntag von 19:00 Uhr 
bis jeweils 22:00 Uhr infrage, in denen es keine anderen Aufenthaltsmöglichkeiten für 
wohnungslose Menschen gibt. 
Begründung: 
Durch die Erweiterung der Öffnungszeiten verbessert sich die Möglichkeit zum 
geschützten Aufenthalt für wohnungslose Menschen. Die von der Verwaltung bereits 
berechneten Kosten in Höhe von bis zu 35.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden 
Jahr im Haushalt des Sozialamtes abgedeckt und die Fortschreibung für den 
Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen werden. Die genauen Modalitäten der 
Förderung soll die Verwaltung analog des „Rahmenvertrages über die Förderung der 
von freien Verbänden und deren Einrichtungen erbrachten sozialen Dienste“ 
ausarbeiten.

Zu Punkt 5.7 Zuverdienst MÜS/FÜS 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird beauftragt ein freiwilliges Angebot der Zuverdienstmöglichkeit für 
Menschen zu schaffen, die sich in den Notschlafstellen aufhalten. Für die Testphase 
sollen zunächst 10 Plätze eingerichtet werden. Die von der Verwaltung für die 
Testphase kalkulierten Kosten in Höhe von bis zu 25.000 Euro pro Jahr könnten im 
laufenden Jahr im Haushalt des Sozialamtes abgedeckt und die Fortschreibung für den 
Haushaltsplanentwurf 2019 vorgesehen werden. 

Zu Beginn erläutert Herr Süshardt (Leiter Sozialamt) das Thema Wohnungslose Menschen 
anhand einer Präsentation (Anlage 1) und beantwortet im Anschluss die Nachfragen.

Frau Grollmann (CDU-Fraktion) bedankt sich für die vorliegende Verwaltungsvorlage, der ihre 
Fraktion zustimmen werde. Sie geht auf den Antrag ihrer Fraktion ein und begründet diesen. 
Es läge ihr am Herzen, dass Punkt 1 des Antrages auch in Verbindung mit dem Ausschuss für 
Kinder, Jugend und Familie trotzdem auch Thema im Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit bliebe. 

Herr Taranczewski (Vorsitzender, SPD-Fraktion) ergänzt zu Frau Grollmann, dass in dem 
Antrag von obdachlosen Jugendlichen die Rede sei. Für Jugendliche sei nach dem Gesetz 
das Jugendamt zuständig und nicht dieser Ausschuss. Er schlägt vor, dass im Sinne dessen, 
was in der Vorlage steht, das so mit beschlossen werde, aber zu Protokoll geben werde, dass 
dieser Antrag auch dem Kinder- und Jugendausschuss zugeleitet werden soll.



Frau Grollmann ändert den Begriff obdachlose Jugendliche unter Punkt 1 des Antrages in 
obdachlose junge Menschen.

Frau Weyer begründet das Abstimmungsverhalten ihrer Fraktion und schlägt ebenfalls vor, die 
Punkte auch dem Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zuzusenden. 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit stimmt über die Punkte des Antrages der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einzeln ab. 

Der Ausschuss lehnt Punkt 1 des Antrages gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion 
FDP/Bürgerliste ab.

Der Ausschuss lehnt Punkt 2 des Antrages gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion 
FDP/Bürgerliste ab.

Der Ausschuss beschließt folgenden Punkt 3 des Antrages mehrheitlich gegen die Stimmen 
der CDU-Fraktion und der Fraktion AfD bei Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste.

Beschluss:
Die Angebote der Tagesaufenthalte werden über die im Konzept genannten Ausführungen 
hinaus erweitert. Dabei sollen zusätzliche dezentrale einfache Aufenthaltsmöglichkeiten 
geschaffen werden, insbesondere auch für die zunehmende Zahl jugendlicher Obdachloser.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt einstimmig folgenden 
geänderten (Fett/durchgestrichen) Antrag der CDU-Fraktion:

Beschluss:
1. Die Tagesangebote werden dahingehend erweitert, dass eine zusätzliche Einrichtung nur 

für obdachlose Jugendliche junge Menschen in zentraler Lage geschaffen wird. Nach 
einem Jahr soll eine Evaluierung erfolgen und dem Ausschuss vorgelegt werden.

2. Das vorliegende Konzept der Wohnungslosenhilfe wird um den Punkt „Wohnen im Alter 
60 plus“ ergänzt. Dieses Wohnprojekt richtet sich an (ehemalige) Prostituierte, 
Obdachlose und Menschen mit langer Suchtbiografie ab 60 Jahren. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah über die Ergebnisse der LWL-Prüfung bezüglich 
des Projekts „Pension Plus“ im Ausschuss zu berichten.  

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt einstimmig folgenden Antrag 
der SPD-Fraktion:

Beschluss:

Zu Punkt 5.4.2  Brückentreff
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, die Ausweitung der Öffnungszeiten des „Brückentreff“ beim 
Betreiber Diakonisches Werk rechtzeitig vor Beginn der kalten Jahreszeit zu erwirken. Hierfür 
kommen insbesondere die Zeiten Freitag bis Sonntag von 19:00 Uhr bis jeweils 22:00 Uhr 
infrage, in denen es keine anderen Aufenthaltsmöglichkeiten für wohnungslose Menschen 
gibt. 

Zu Punkt 5.7 Zuverdienst MÜS/FÜS 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird beauftragt ein freiwilliges Angebot der Zuverdienstmöglichkeit für 
Menschen zu schaffen, die sich in den Notschlafstellen aufhalten. Für die Testphase sollen 
zunächst 10 Plätze eingerichtet werden. Die von der Verwaltung für die Testphase kalkulierten 
Kosten in Höhe von bis zu 25.000 Euro pro Jahr könnten im laufenden Jahr im Haushalt des 



Sozialamtes abgedeckt und die Fortschreibung für den Haushaltsplanentwurf 2019 
vorgesehen werden.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit ist sich einig, diese Anträge auch dem 
Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zur Kenntnis zu geben.

Unter Berücksichtigung dieser Anträge empfiehlt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit dem Rat der Stadt einstimmig bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen folgenden Beschluss zu fassen:

Beschluss
Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten 
Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund 
und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren 
Beschlussfassung vorzulegen.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften liegt folgende 
Empfehlung der Bezirksvertretung Innenstadt-Ost aus ihrer Sitzung vom 19.06.2018 vor:

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schlägt nachfolgende Ergänzung vor:

„Das Konzept sollte um ein Nothilfeprogramm für die EU-Zuwanderer/innen ergänzt werden, 
die obdachlos sind oder in sehr prekären Wohnverhältnissen leben: dringend nötig erscheint 
auch ein Nothilfeprogramm für den Winter, etwa ein Konzept für den Betrieb eines 
Mitternachtsbusses.“ 

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Ost beschließt mehrheitlich mit den Stimmen der SPD-
Fraktion (4), der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (4), der Fraktion Die Linke & Piraten (2), der 
Fraktion FDP/KE (2), gegen die Stimmen von Herrn Warnstorf/ CDU-Fraktion, Herrn Hartleif/ 
CDU-Fraktion und Herrn Illmer/parteilos), bei Enthaltung von Herrn Ceccarelli/ CDU-Fraktion 
die o. g. Ergänzung.

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Ost empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund einstimmig wie 
folgt zu beschließen:

Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten 
Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund 
und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren 
Beschlussfassung vorzulegen.

Zudem liegt dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften folgende Empfehlung 
der Bezirksvertretung Hombruch aus der Sitzung vom 26.06.2018 vor:

Nach Aufrufen des Tagesordnungspunktes stellt die stellvertretende Sprecherin der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau Lotz, folgenden Antrag. Sie händigt ihn anschließend 
schriftlich der Geschäftsführung der BV-Hombruch aus.

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Auch wenn die vorgestellte Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe einige Programme 
enthält, fehlt aus Sicht der Fraktion ein Nothilfeprogramm für EU-Zuwanderer/-innen. Dieser 
Personenkreis besitzt weder einen Anspruch auf Sozialleistungen noch einen 
Krankenversicherungsschutz und ist auch von den meisten integrierenden Hilfeleistungen 
ausgeschlossen. In der vorliegenden Vorlage fehlt ein eigenständiges, niedrigschwelliges 
Konzept bzw. Nothilfeprogramm zur Verbessering der Lebenssituation dieser 
Personengruppe“.

Beschluss:



Die Bezirksvertretung Hombruch nimmt die Vorlage des Sozialamtes und des 
Gesundheitsamtes vom 02.05.2018 zur Kenntnis. Sie empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund 
mit 16 Ja-Stimmen (8 x CDU, 6 x SPD, 2 x BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und 2 Enthaltungen 
(2 x parteilos - Frau Dr. Rogge, Herr Schröter), den oben aufgeführten Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE Grünen bei der Beschlussfassung zu berücksichtigen.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften nimmt die Empfehlungen der 
Bezirksvertretungen Innenstadt-Ost und Hombruch zur Kenntnis.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften empfiehlt dem Rat der Stadt 
unter Einbeziehung der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit einstimmig bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen folgenden 
Beschluss zu fassen:

Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten
Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund 
und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren 
Beschlussfassung vorzulegen.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Bürgerdienste, öffentliche Ordnung, Anregungen und Beschwerden 
folgende Empfehlung des Seniorenbeirates vor: 

Der Seniorenbeirat empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund unter Berücksichtigung der 
Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit einstimmig, folgenden 
Beschluss zu fassen. 

Beschluss
Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zur einer bedarfsorientierten 
Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund 
und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren 
Beschlussfassung vorzulegen.

Der Ausschuss für Bürgerdienste, öffentliche Ordnung, Anregungen und Beschwerden nimmt die 
Empfehlung Bezirksvertretungen Innenstadt-Ost und Hombruch, des Seniorenbeirates und des 
Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften zur Kenntnis. 

Der Ausschuss für Bürgerdienste, öffentliche Ordnung, Anregungen und Beschwerden empfiehlt dem 
Rat der Stadt Dortmund unter Einbeziehung der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Arbeit
und Gesundheit einstimmig bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen den Beschluss 
laut Vorlage zu fassen. 



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Erstellt am:  11.07.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Behindertenpolitisches Netzwerk 10.07.2018 öffentlich

6.1
Wohnungslose Menschen in Dortmund - Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10897-18)

Das Behindertenpolitische Netzwerk empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund unter 
Berücksichtigung der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit vom 
07.06.2018 einstimmig, folgenden Beschluss zu fassen.

Beschluss
Der Rat der Stadt Dortmund beschließt, die Vorlage zu einer bedarfsorientierten 
Weiterentwicklung der Unterbringung und Betreuung wohnungsloser Menschen in Dortmund 
und die in der Anlage dargestellten Schritte weiter zu konkretisieren und zur weiteren 
Beschlussfassung vorzulegen.
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